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Bis zum 17. Dezember sollen die Mitglieder der Berliner Linkspartei in einer Urabstimmung
entscheiden, ob ihre Koalition mit SPD und Grünen fortgesetzt werden soll oder nicht.

Für alle, die den Koalitionsvertrag einigermaßen nüchtern lesen, ist die Sache klar. Das Papier trägt
die Handschrift des rechten Flügels der SPD, garniert mit allerlei bürgerlich-grünen Elementen.
Giffey und Jarasch, SPD und Grüne, stehen politisch eng zusammen. Die Linkspartei sorgt für etwas
Sozialschaum, Bewegungsberuhigung und eine Flankendeckung nach links, mit denen die FDP
natürlich nicht dienen kann. Außerdem stellt die DIE LINKE allein schon durch das Mitmachen die
linken Flügel von SPD und Grünen ruhig. Dafür werden diesmal giftige Kröten geschluckt, die selbst
für sie, über Jahre im parlamentarischen Opportunismus erprobt, schwer verdaulich werden dürften.

Die Vergesellschaftung der großen Immobilienkonzerne soll trotz klarer Mehrheit in eine sog.
„Expertenkommission“ politisch entsorgt, der Wille von einer Million WählerInnen ignoriert werden.
Das Bauressort geht, durchaus folgerichtig, an die SPD. Die Räumung besetzter Häuser wird ebenso
fortgesetzt wie die von MieterInnen, die ihre Mieten nicht mehr zahlen können.

Auch wenn viel von einem Rückkauf der S-Bahn durch die Stadt erzählt wird, bleibt es weiter bei
Ausschreibungen an private AnbieterInnen. Dass die rassistische Abschiebepraxis und „racial
profiling“ nicht nur in sog. Problemgebieten weiter fortgesetzt werden, dafür steht nicht nur SPD-
Innensenator Geisel. Die Befugnisse der Polizei werden ausgeweitet, ihre Kräfte aufgestockt und
aufgerüstet.

Die Beschäftigten in den Krankenhäuser, in den Bezirken und bei den Ländern können weiter auf die
Erfüllung sozialer Versprechungen warten. Im Bildungsbereich soll das reaktionäre
Berufsbeamtentum wieder gestärkt werden.

Man muss schon zu den SchönrednerInnen aus der Spitze der Berliner Linkspartei gehören, um bei
so viel Schatten auch noch Licht ausmachen zu können und unverdrossen an der Koalition
festzuhalten.

Opposition

Doch erstmals seit die PDS und später die Linkspartei in Regierungen mit SPD bzw. SPD und
Grünen eintraten, hat sich eine größere innerparteiliche Opposition gebildet, die sich gegen die
weitere Regierungsbeteiligung wendet. So erzwang eine Gruppe von 47 Delegierten die Einberufung
eines Landesparteitages zur Diskussion des Koalitionsvertrags für den 4. Dezember, ein erstes
öffentliches Kräftemessen zwischen BefürworterInnen und GegnerInnen der Fortsetzung des alten
Senats als Rot-Grün-Rot (unter geänderten Kräfteverhältnissen).

Die GegnerInnen der Parteispitze reichen von grundsätzlichen KritikerInnen einer solchen
Regierung bis hin zu deren ehemaligen UnterstützerInnen, für die jedoch eine Fortsetzung der
Senatsbeteiligung auf Basis des Koalitionsvertrags einem politischen Selbstmord gleichkommt (und
die damit einen gewissen Realismus an den Tag legen).
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Erstere Parteilinkeströmung ist vor allem in der Plattform Zusammen für eine linke Opposition
vertreten, die sich vor allem auf die linken Bezirksverbände Neukölln und Mitte stützt. Etliche ihrer
bekannteren AnhängerInnen sind bei marx21 sowie AKL, SoL und SAV organisiert. Darüber hinaus
unterstützen Linksjugend [’solid] und SDS Berlin die Plattform.

Ehemalige SenatsbefürworterInnen sind um linke Abgeordnete wie Katalin Gennburg gruppiert.
Gennburg und andere Delegierte repräsentieren eine breitere Schicht von Mitgliedern und
FunktionärInnen der Linkspartei, die zwar die Beteiligung an bürgerlichen Regierungen nicht
grundsätzlich ablehnen, den bestehenden Koalitionsvertrag aber schlichtweg für eine politische
Zumutung und einen Ausverkauf aller linksreformistischen Versprechungen der Partei halten.

Insgesamt umfassen die beiden Strömungen rund ein Drittel der Delegierten zum Berliner Parteitag.
Dass sich diese offene, bis hinein in Teile des Funktionärskörpers reichende Opposition bildet, hat
wohl mehrere, miteinander verbundene Gründe:

a) Die desaströse Wahlniederlage der Linkspartei bei den Bundestags- und die Verluste bei den
Berliner Wahlen. Diese haben den bestehenden Apparat geschwächt und damit auch den Kredit des
Berliner Parteivorstandes und seiner KoalitionsmacherInnen.

b) Der Druck, den Bewegungen wie Deutsche Wohnen & Co. enteignen, die Krankenhausbewegung
und antirassistische Mobilisierungen auf die Partei ausüben.

Gerade weil die Berliner Linkspartei mit diesen zumindest teilweise verbunden ist, zeichnet sich
deutlich ab, dass sie mit ihnen in Konflikt geraten wird, sollte sie die Beschlüsse des Senats
umzusetzen müssen.

c) Die Wahlniederlage hat auch das Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Strömungen
durcheinandergebracht, die sich seit dem 26. September faktisch paralysieren.

Das Wagenknecht-Lager bewegt sich weiter nach rechts und arbeitet an seiner Selbstentsorgung,
die RegierungssozialistInnen verfügen außer über die Zusammenarbeit mit SPD und Grünen über
kein Konzept. Eine starke Opposition gegen eine neuerliche Senatsbeteiligung und erst recht die
Verhinderung der Koalition würden ebenso wie die Wahl von Jules El-Khatib zum neuen
Landessprecher in Nordrhein-Westfalen die Bewegungslinke stärken.

Berliner Landesparteitag und die Taktik der Spitze

Der Landesparteitag vom 4. Dezember stellte ein erstes Kräftemessen zwischen der Berliner
Parteiführung und der Opposition dar. Vorweg: Wer die rund sechsstündige Übertrag miterlebte,
konnte unschwer feststellen, dass zwischen den beiden Flügeln keine wirkliche Waffengleichheit
besteht. Wie in reformistischen Parteien üblich, führte die Parteispitze auch gleich Parteitagsregie.

Das erste Drittel der Versammlung wurde von SprecherInnen der Führung, SenatorInnen,
VerhandlerInnen und VertreterInnen der Bundespartei bestimmt, die sich fast ausschließlich für
eine Fortsetzung der Koalition aussprachen.

Katina Schubert und Klaus Lederer präsentierten mit ihren Reden gewissermaßen das Skript für alle
anderen UnterstützerInnen einer Koalitionsregierung.

Es gebe viel Schatten, vor allem den bitteren Verlust des Stadtentwicklungs- und Wohnungsressorts,
aber eben auch viel Licht, das nicht übersehen werden dürfe. Außerdem existiere auch viel
Gestaltungsspielraum in den Ressorts der Linkspartei.
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Vor allem aber: Opposition führe zu Isolation und nicht zur Verankerung in außerparlamentarischer
Opposition, die dann ja keine Ansprechpartnerin in der Regierung mehr hätte und für die es dann
noch schlimmer käme. Die Partei dürfe nicht an Befindlichkeiten hängen und in die „Wohlfühlzone“
Opposition zurückziehen, sondern müsse für die Menschen da sein. Elke Breitenbach, die
scheidende Sozialsenatorin, bemühte gar Bertolt Brecht. Wer im Senat kämpfe, könne verlieren, wer
nicht kämpfe, also in die Opposition gehe, habe schon verloren. Wo DIE LINKE eigentlich in Jahren
ihrer Regierungsbeteiligung wirklich gesiegt hat, verschwieg Breitenbach geflissentlich.

Schließlich wurde von der Parteispitze auch noch die FDP als mögliche alternative
Regierungspartnerin von SPD und Grünen ins Spiel gebracht. Wer die Koalition ablehne, würde
objektiv nur Giffey helfen, doch noch die Ampel durchzusetzen. Da macht die Linkspartei die
Ampelpolitik, natürlich mit einigen nebensächlichen Verbesserungen, gleich selbst und verhindert so
die FDP.

Auch während der weiteren Stunden sprach sich eine Mehrheit der Delegierten für die Fortsetzung
der Koalition aus. Zusätzlich gestützt wurde dies durch etliche, wenn nicht alle VertreterInnen von
Gewerkschaften, Bündnissen wie DWe und der sog. Stadtgesellschaft. Die meisten waren für eine
rot-grün-rote Koalition trotz ihrer Schattenseiten. Einige warnten jedoch auch recht deutlich davor.
So enthielt sich Rouzbeh Taheri von DWe zwar einer direkten Empfehlung zum Nein, stellte aber die
Frage in den Raum, wie die Linksparteispitze eigentlich auf die Idee komme, dass sie politisch
geschwächt all das im Senat durchsetzen könne, was ihr vier Jahre nicht gelang.

Interessant war auch, dass sich Tom Erdmann von der GEW trotz Vorbehalten für einen rot-grün-
roten Senat aussprach, weil sonst die FDP drohe. Die ver.di-Vertreterin Jana Seppelt erklärte
hingegen, dass die Aktiven der Krankenhausbewegung enttäuscht und sauer auf die
Koalitionsregierung seien und ihr Fachbereich keine eindeutige Position zu deren Fortsetzung
einnähme.

GegnerInnen

Die GegnerInnen der Koalition waren unter den SprecherInnen eindeutig in der Minderheit, was
aber auch der Parteitagsregie selbst geschuldet war. Dies machte Lucia Schnell in ihren Beiträgen
und einem Geschäftsordnungsantrag deutlich, als sie aufzeigte, dass sich unter den RednerInnen
relativ wenige Personen befanden, die „nur“ Delegierte zum Landespartei waren und keine
BerichterstatterInnen von Verhandlungsgruppen, SenatorInnen oder Gäste.

GegnerInnen der Weiterführung der Koalition wie Katalin Gennburg verwiesen darauf, dass das
Gerade von Licht und Schatten banal sei und von der eigentlichen Frage nur ablenke, nämlich war
am Schalter einer rot-grün-roten-Regierung säße – und das wären alle anderen, nur nicht die
Linkspartei.

Ferat Koçak, einer der bekanntesten GegnerInnen der Fortsetzung der Koalition, kritisierte, dass die
Linkspartei nicht nur ein paar Kröten, sondern einen Elefanten schlucken müsse, wenn sie in die
neoliberale Regierung mit „racial profiling“, Abschiebungen und Wohnungsräumungen eintrete. Er
machte auch deutlich, dass er in jedem Fall bei der Wahl des neuen Senats im Abgeordnetenhaus
mit Nein stimmen werde.

Keine Abstimmung

All das wird die Spitze der Linkspartei, deren Opportunismus nur durch schier endlosen
Selbstbetrug übertroffen wird, nicht weiter jucken. Sie wird vielmehr alle Mittel, die dem Apparat
zur Verfügung stehen, dafür einsetzen, dass bei der Urabstimmung ein Ja rauskommt. Dies hätte für



die Parteiführung den zusätzlichen Wert, die politische Verantwortung für die Senatsbeteiligung im
Krisenfall der Basis zuzuschieben, die ihr ja in dieser Form von plebiszitärer Demokratie den
„Auftrag“ erteilt hätte.

Auf welche Kniffe die Parteiführung dabei zurückgreift, zeigt schon der Parteitag. Nach sechs
Stunden Debatte stand ein Antrag von Katalin Gennburg und anderen Delegierten zur Abstimmung,
der folgende Empfehlung enthielt: „Der Landesparteitag von DIE LINKE Berlin empfiehlt den
Mitgliedern des Landesverbands, beim Mitgliederentscheid den Koalitionsvertrag abzulehnen und
entsprechend mit ‚Nein’ zu stimmen.“

Zur Abstimmung gelangte dieser jedoch nicht. Die Parteivorsitzende brachte einen Antrag auf
Nichtbefassung ein, der mit 82 Für- bei 57 Gegenstimmen und drei Enthaltungen angenommen
wurde.

Schubert begründete ihren Antrag auf Nichtbefassung damit, dass die Mitglieder das Recht haben
müssten, eigenständig zu entscheiden. Eine Empfehlung würde den Mitgliederentscheid
konterkarieren. Klingt demokratisch, ist es aber nicht. Schließlich gibt es eine faktische
Empfehlung, für eine Fortsetzung der Koalition zu stimmen – durch das Verhandlungsteam und die
Parteiführung. Dass der Parteitag über eine Empfehlung erst gar nicht abstimmen durfte, heißt nur,
dass er kein Votum darüber abzugeben ermächtigt wurde, ob er die Position der Spitze und der
Verhandlungsführung annimmt.

Nein zu Rot-Grün-Rot!

Die Bedeutung der Urabstimmung der Berliner Linkspartei sollte in den kommenden Wochen nicht
unterschätzt werden. Schließlich bildet ihr Ausgang, selbst wenn sich die Parteiführung durchsetzen
sollte, einen Gradmesser für das Kräfteverhältnis. Nicht minder wichtig ist jedoch, wie die
Opposition oder, genauer, die verschiedenen Oppositionskräfte handeln werden, um sich als
organisierte politische Kraft in der Linkspartei zu formieren. Gelingt ihnen das nicht, stellt die ganze
Ablehnung der Giffey-Regierung wenig mehr als Schall und Rauch –  einen Theaterdonner, ein
reformistisches Trauerspiel dar. Entscheidend ist daher, mit welcher Perspektive, mit welchen
Initiativen sich eine solche Opposition nicht nur innerparteilich, sondern auch in den
Mobilisierungen gegen den nächsten Senat formiert. Dazu braucht die Opposition in der Linkspartei
freilich mehr als warme Worte für Initiativen wie DWe, die Krankenhausbewegung oder
antirassistische Mobilisierungen. Sie muss gemeinsam mit anderen eine Aktionskonferenz
organisieren zum Kampf für die Vergesellschaftung der großen Immobilienkonzerne, gegen den
Pflegenotstand, Abschiebungen und „racial profiling“, die Pseudoumweltpolitik des Senats, für die
Rekommunalisierung der S-Bahn und im Widerstand gegen die anderen rot-grün-roten
Schweinereien.
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